
B 11 

Copyright: Landesapothekerkammer Baden-Württemberg. Stand 26.09.2019 Seite 1 

Weiterbildungsordnung 
der Landesapothekerkammer Baden-Württemberg 

 
 

vom 13. Mai 1992 (PZ 27/92 S. 75; DAZ 27/92, S. 1460), geändert durch Satzung vom 10.07.1 996 (PZ 30/96, 

S. 83; DAZ 29/96, S. 55), geändert durch Satzung vom 08.10.1997 (PZ 44/97, S. 107; DAZ 44/97, S. 97), 

geändert durch Satzung vom 08.12.1997 (PZ 51-52/97, S. 114; DAZ 51-52/97, S. 111), geändert durch Sat-

zung vom 27.07.2001 (PZ 33/01, S. 76; DAZ 32/01, S. 139), geändert durch Satzung vom 18.08.2003 (PZ 

35/03, S. 84; DAZ 34/03, S. 100), geändert durch Satzung vom 19.12.2003 (PZ 1-2/04, S. 87; DAZ 1-2/04, S. 

108), geändert durch Satzung vom 13.04.2005 (PZ 17/05, S. 101; DAZ 16/05, S. 171), geändert durch Satzung 

vom 15.09.2006 (PZ 38/06, S. 137; DAZ 38/06, S. 161); geändert durch Satzung vom 13.12.2007 (PZ 51-

52/07, S. 94; DAZ 1-2/08, S. 123); geändert durch Satzung vom 11.12.2008 (PZ 51-52/08, S. 114; DAZ 51-

52/08, S. 142), geändert durch Satzung vom 16.12.2009 (PZ 01/10, S. 93; DAZ 01/10, S. 88), geändert durch 

Satzung vom 12.09.2012 (PZ 38/12, S. 92; DAZ 38/12, S. 115), geändert durch Satzung vom 14.01.2014 (PZ 

04/14, S. 85), geändert durch Satzung vom 12.01.2016 (PZ 03/16, S. 77), geändert durch Satzung vom 

17.10.2018 (PZ 44/18, S. 85), geändert durch Satzung vom 17.09.2019 (PZ 39/19, S. 96) 

 

 

 

§ 1 

Ziel der Weiterbildung 

 

Ziel der Weiterbildung ist es, Apothekerinnen und 

Apothekern (im Nachfolgenden Apotheker genannt) 

nach Abschluss ihrer Berufsausbildung im Rahmen 

ihrer Berufstätigkeit weitergehende Kenntnisse, Fä-

higkeiten und Erfahrungen in den Fachgebieten, 

Schwerpunkten und Bereichen zu vermitteln, für die 

besondere Bezeichnungen geführt werden können. 

 

 

§ 2 

Fachgebiete, Schwerpunkte und Bereiche der 

Weiterbildung 

 

(1) Apotheker können sich in folgenden Fachge-

bieten weiterbilden: 

1. Fachgebiet: Allgemeinpharmazie 

2. Fachgebiet: Klinische Pharmazie 

3. Fachgebiet: Pharmazeutische Analytik und 

                          Technologie 

4. Fachgebiet: Toxikologie und Ökologie 

5. Fachgebiet: Arzneimittelinformation 

6. Fachgebiet: Öffentliches Gesundheitswesen  

 

(1a) Der Apotheker kann in folgenden Fachgebie-

ten eine Schwerpunktbezeichnung erlangen, wobei 

ein Schwerpunkt im Sinne dieser Weiterbildungs-

ordnung ein Teilgebiet im Sinne des 6. Abschnittes 

des Heilberufe-Kammergesetzes darstellt: 

 Fachgebiet Allgemeinpharmazie   

 Schwerpunkt Diabetes 

 

(2) In folgenden Bereichen kann eine Weiterbildung 

erfolgen, die ein Recht zur Führung der entsprechen-

den Zusatzbezeichnung begründet: 

1. Bereich: Prävention und Gesundheitsförderung 

2. Bereich: Ernährungsberatung 

3. Bereich: Onkologische Pharmazie 

4. Bereich: Homöopathie und Naturheilkunde 

5. Bereich: Geriatrische Pharmazie 

6. Bereich: Infektiologie 

7. Bereich: Medikationsmanagement im Kranken- 

                     haus 

 

 

§ 3 

Art, Inhalt und Dauer der Weiterbildung 

 

(1) Mit der Weiterbildung kann erst nach Ertei-

lung der Approbation als Apotheker begonnen wer-

den. 

 

(2) Die Weiterbildung dient der Vertiefung von 

Kenntnissen und Fähigkeiten bei der Entwicklung, 

Herstellung, Prüfung, Begutachtung und Abgabe 

von Arzneimitteln sowie der Information und Bera-

tung über Arzneimittel. Sie umfasst auch die Wech-

selbeziehungen zwischen Mensch und Umwelt, be-

zogen auf Arzneimittel sowie Gifte und andere ge-

sundheitsschädliche Stoffe und deren Nachweis so-

wie notwendige Maßnahmen der Beseitigung und 

Verhütung von Schäden. 

 

(3) Inhalt, Umfang, Dauer und Ablauf der Weiter-

bildung in den Fachgebieten, Schwerpunkten und 

Bereichen sind in der Anlage festgelegt, die Be-

standteil dieser Weiterbildungsordnung ist. Die dort 
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angegebenen Weiterbildungszeiten sind Mindest-

zeiten. Eine Unterbrechung der Weiterbildung, ins-

besondere infolge Krankheit, Schwangerschaft, El-

ternzeit, Sonderurlaub, Wehrdienst oder Ersatz-

dienst von mehr als einem Monat pro Weiterbil-

dungsjahr kann grundsätzlich nicht auf die Weiter-

bildungszeit ange-rechnet werden, es sei denn, 

dass dies im Einzelfall eine unbillige Härte bedeutet. 

Die tariflich geregelte Urlaubszeit gilt nicht als Un-

terbrechung der Weiterbildung. 

 

(4) Die Weiterbildung in den Fachgebieten und 

Schwerpunkten ist an einer Weiterbildungsstätte im 

Sinne des § 6 Abs. 1 in hauptberuflicher Stellung 

und in der Regel ganztägig durchzuführen. Der Be-

ginn, der zeitliche Umfang sowie Änderungen (ins-

besondere der Wechsel der Weiterbildungsstätte  

oder des zur Weiterbildung ermächtigten Apothe-

kers) und Unterbrechungen der Weiterbildung sind 

der Landesapothekerkammer (im Nachfolgenden 

Kammer genannt) vom Weiterzubildenden unver-

züglich schriftlich anzuzeigen. Ist eine ganztägige 

Weiterbildung in Vollzeitbeschäftigung aus stichhal-

tigen Gründen nicht möglich, kann die Weiterbildung 

auch in Teilzeitbeschäftigung erfolgen, wenn die 

Gesamtdauer der Weiterbildung hierdurch nicht ver-

kürzt wird und die Teilzeitweiterbildung der Vollzeit-

weiterbildung qualitativ entspricht; über das Vorlie-

gen dieser Voraussetzungen entscheidet die Kam-

mer. Die wöchentliche Dauer der Teilzeitweiterbil-

dung muss mindestens die Hälfte der wöchentlichen 

Dauer der tariflich geregelten Vollzeitweiterbildung 

betragen. Eine Teilzeitweiterbildung kann grund-

sätzlich nur angerechnet werden, wenn sie vorher 

der Kammer angezeigt und von dieser als anrech-

nungsfähig bestätigt worden ist. 

 

(5) Zeiten beruflicher Tätigkeit als Apothekenlei-

ter oder als sachkundige Person nach § 14  

Abs. 1 Nr. 1 AMG oder als Leiter Herstellung oder 

Leiter Qualitätskontrolle im Sinne von § 2 Ziff. 8 

AMWHV sind auf die Weiterbildungszeit anrech-

nungsfähig; für die Weiterbildung in den Fachgebie-

ten jedoch nur, sofern der ermächtigte Apotheker 

nicht Mitarbeiter des Apothekenleiters ist.  

 

(6) Soweit die Kammer weiterbildungsbeglei-

tende Veranstaltungen für die einzelnen Fachge-

biete, Schwerpunkte und Bereiche durchführt, ist die 

Teilnahme daran verpflichtend. 

Weiterbildungsveranstaltungen anderer Institutio-

nen können von der Kammer als gleichwertig aner-

kannt werden; die Anerkennung soll grundsätzlich 

vor Beginn der Veranstaltung erfolgen. 

 

(7) Die Landesapothekerkammer Baden-Würt-

temberg erlässt eine ergänzende Richtlinie zur 

Durchführung der Weiterbildung, bei der sie die 

Durchführungsempfehlungen der Bundesapothe-

kerkammer zugrunde legt. 

 

(8) Die Weiterbildung in den Schwerpunkten 

kann im Rahmen der Weiterbildung in dem Fachge-

biet durchgeführt werden, dem die Schwerpunkte 

zugeordnet sind. 

 

 

§ 4 

Bezeichnungen 

 

Für die in § 2 genannten Fachgebiete und 

Schwerpunkte werden folgende Bezeichnungen 

festgelegt: 

1. Fachapotheker für Allgemeinpharmazie 

a. Fachapotheker für Allgemeinpharmazie, 

Schwerpunkt Diabetes 

2. Fachapotheker für Klinische Pharmazie 

3. Fachapotheker für Pharmazeutische Anaylitik 

und Technologie 

4. Fachapotheker für Toxikologie und Ökologie 

5. Fachapotheker für Arzneimittelinformation 

6. Fachapotheker für Öffentliches Gesund-

heitswesen. 

 

Für Apothekerinnen gilt die weibliche Form der 

Bezeichnungen nach Satz 1 entsprechend. 

 

 

§ 5 

Führen von Bezeichnungen 

 

(1) Hat ein Apotheker die Anerkennung zur Füh-

rung von Fachgebietsbezeichnungen oder Schwer-

punktbezeichnungen auf mehreren Fachgebieten  

oder Schwerpunkten, so darf er diese nebeneinan-

der führen. 

  

(2) Schwerpunktbezeichnungen dürfen nur zu-

sammen mit der zugehörigen Fachapothekerbe-

zeichnung geführt werden. 

 

 

§ 6 

Ermächtigung zur Weiterbildung 

 

(1) Die Weiterbildung in den Fachgebieten und 

Schwerpunkten wird unter verantwortlicher Leitung 

der von der Kammer ermächtigten Apotheker in Ein-

richtungen der Hochschulen und in zugelassenen 
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Instituten, Apotheken, Krankenhausapotheken, Be-

trieben der pharmazeutischen Industrie oder sonsti-

gen Einrichtungen (Weiterbildungsstätten) durchge-

führt. Die Weiterbildung in Bereichen zum Erwerb 

von Zusatzbezeichnungen erfolgt durch ermächtigte 

Apotheker, soweit dies in der Anlage zur Weiterbil-

dungsordnung vorgesehen ist. 

 

(2) Die Ermächtigung zur Weiterbildung kann nur 

erteilt werden, wenn der Apotheker fachlich und per-

sönlich geeignet ist. Er muss auf seinem Fachge-

biet, Schwerpunkt oder in seinem Bereich umfas-

sende Kenntnisse und Erfahrungen besitzen, die ihn 

befähigen, eine gründliche Weiterbildung zu vermit-

teln. Die Ermächtigung kann nur für das Fachgebiet, 

den Schwerpunkt und den Bereich erteilt werden, 

dessen Bezeichnung der Apotheker führt. Sie kann 

grundsätzlich nur für ein Fachgebiet, aber mehrere 

Schwerpunkte erteilt werden. Bei Einführung neuer 

Bezeichnungen kann von dieser Bestimmung abge-

wichen werden.  

 

(3) Der ermächtigte Apotheker ist verpflichtet, die 

Weiterbildung persönlich zu leiten sowie zeitlich und 

inhaltlich entsprechend dieser Weiterbildungs-ord-

nung zu gestalten; hierzu muss er hauptberuflich 

mindestens die Hälfte der wöchentlichen Dauer der 

tariflich geregelten Vollzeitbeschäftigung an einer 

Weiterbildungsstätte im Sinne des Absatz 1 tätig 

sein. Er hat mit dem Weiterzubildenden nach Maß-

gabe der von der Kammer erlassenen Richtlinie ei-

nen individuellen Weiterbildungsplan zu erstellen 

und mit ihm regelmäßig Gespräche zum fachlichen 

Stand der Weiterbildung zu führen. Wird die Er-

mächtigung mehreren Apothekern an einer Weiter-

bildungsstätte erteilt, so ist jeder von ihnen für die 

ordnungsgemäße Durchführung und Überwachung 

der Weiterbildung verantwortlich. 

 

(4) Die Ermächtigung wird dem Apotheker für ei-

nen Zeitraum bis zu sechs Jahren auf Antrag erteilt. 

Auf Verlangen der Kammer hat der Apotheker, der 

die Ermächtigung beantragt, Angaben zur Person, 

zu Art und Umfang seiner Tätigkeit sowie zur Wei-

terbildungsstätte zu machen. Wesentliche Änderun-

gen sind mitzuteilen. Die wiederholte,  

ebenfalls befristete Erteilung der Ermächtigung ist 

zulässig. Der antragstellende Apotheker hat das 

Fachgebiet, den Schwerpunkt und den Bereich so-

wie die Weiterbildungszeit, für die er die Ermächti-

gung beantragt, zu bezeichnen. 

 

(5) Die Kammer führt ein Verzeichnis der er-

mächtigten Apotheker, aus dem die Weiterbildungs-

stätte und die Ermächtigung für das Fachgebiet und 

den Bereich sowie der Umfang und der Zeitraum der 

Ermächtigung hervorgehen. Dieses Verzeichnis 

wird bekannt gemacht. 

 

 

§ 7 

Zulassung von Weiterbildungsstätten 

 

(1) Die Zulassung als Weiterbildungsstätte setzt 

voraus, dass 

1. die dort zu verrichtenden Tätigkeiten nach Inhalt 

und Umfang dem weiterzubildenden  

Apotheker die Möglichkeit geben, die berufli-

chen Kenntnisse und Fähigkeiten des Fachge-

bietes bzw. des Schwerpunktes zu erwerben, 

auf das sich die Fachgebietsbezeichnung bzw. 

die Schwerpunktbezeichnung bezieht, 

2. ausreichend Fachliteratur zur theoretischen 

Vertiefung vorhanden ist, die auf dem jeweils 

aktuellen Stand gehalten wird, geeignete perso-

nelle, räumliche und apparative Voraus-setzun-

gen gegeben sind und 

3. die Weiterbildung in der Regel angemessen ver-

gütet wird. 

 

(2) Die Zulassung als Weiterbildungsstätte wird 

auf Antrag des Trägers für einen Zeitraum bis zu 

sechs Jahren rückwirkend zum Ersten des Monats 

erteilt, in dem der Antrag bei der Kammer eingeht. 

Der Antrag muss die vollständige Bezeichnung der 

Weiterbildungsstätte und des Fachgebiets bzw. des 

Schwerpunktes sowie den Umfang der begehrten 

Zulassung als Weiter-bildungsstätte bezeichnen 

und darlegen, dass die in Absatz 1 genannten Vo-

raussetzungen vorliegen. Die wiederholte, ebenfalls 

befristete Erteilung einer Zulassung als Weiterbil-

dungsstätte ist zulässig. 

 

(3) Der Rechtsträger der Weiterbildungsstätte hat 

der Kammer wesentliche Änderungen in Struktur, 

Größe und Ausstattung der Weiterbildungsstätte un-

verzüglich mitzuteilen. 

 

(4) Die zugelassenen Weiterbildungsstätten wer-

den in einem Verzeichnis bekannt gemacht. 

 

(5) Ist der Weiterzubildende nicht an der Weiter-

bildungsstätte des ermächtigten Apothekers be-

schäftigt, unter dessen verantwortlicher Leitung die 

Weiterbildung durchgeführt wird, muss durch eine 

schriftliche Vereinbarung zwischen dem ermächtig-

ten Apotheker, dem Weiterzubildenden und seinem 

Arbeitgeber sichergestellt sein, dass der Weiterzu-

bildende die Gelegenheit erhält, seine theoretischen 

Kenntnisse, praktischen Erfahrungen und Fertigkei-

ten zu vertiefen und zu erweitern. Der Arbeitgeber 
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hat sich in dieser Vereinbarung zu verpflichten, ein 

gemäß § 9 Abs. 3 erforderliches Zeugnis auszustel-

len. 

 

 

§ 8 

Aufhebung und Erlöschen der Ermächtigung 

und der Zulassung als Weiterbildungsstätte 

 

(1) Die Ermächtigung zur Weiterbildung und die 

Zulassung als Weiterbildungsstätte kann zurückge-

nommen oder widerrufen werden. 

 

(2) Mit der Beendigung der Tätigkeit eines er-

mächtigten Apothekers an der Weiterbildungsstätte 

erlischt seine Ermächtigung zur Weiterbildung. 

 

 

§ 9 

Erteilung von Zeugnissen über die  

Weiterbildung 

 

(1) Der ermächtigte Apotheker hat dem in Weiter-

bildung befindlichen Apotheker über die unter seiner 

Verantwortung abgeleistete Weiterbildungs-zeit ein 

Zeugnis auszustellen. Das Zeugnis muss im einzel-

nen Angaben enthalten über: 

1. die Dauer der abgeleisteten Weiterbildungs-zei-

ten sowie Unterbrechungen der Weiterbildung, 

2. die in dieser Weiterbildungszeit im Einzelnen 

vermittelten und erworbenen Kenntnisse und 

Erfahrungen,  

3. die fachliche Eignung. 

 

(2) Der ermächtigte Apotheker hat den Inhalt der 

regelmäßig stattfindenden Gespräche zum fachli-

chen Stand der Weiterbildung mit dem Weiterzubil-

denden sowie die Ergebnisse der vom Weiterzubil-

denden erfolgreich bearbeiteten theoretischen und 

praktischen Aufgaben schriftlich zu dokumentieren. 

 

(3) Ist der Weiterzubildende nicht an der Weiter-

bildungsstätte des ermächtigten Apothekers be-

schäftigt, unter dessen verantwortlicher Leitung die 

Weiterbildung durchgeführt wird, so muss abwei-

chend von Absatz 1 der Arbeitgeber des Weiterzu-

bildenden ein Zeugnis mit den Angaben zur Dauer 

der abgeleisteten Weiterbildungszeit sowie Unter-

brechungen der Weiterbildung ausstellen. 

 

(4) Auf Verlangen des Weiterzubildenden ist 

nach Ablauf je eines Weiterbildungsjahres vom er-

mächtigten Apotheker, in den Fällen des Absatzes 

3 auch vom Arbeitgeber des Weiterzubildenden ein 

Zeugnis auszustellen, das vorgenannten Anforde-

rungen entspricht. 

 

 

§ 10 

Anerkennung zur Führung von Bezeichnungen 

 

(1) Eine Bezeichnung nach § 4 darf führen, wer 

auf Antrag nach abgeschlossener Weiterbildung die 

Anerkennung durch die Kammer erhalten hat. Dem 

Antrag sind alle während der Weiterbildung ausge-

stellten Zeugnisse, Nachweise und Bescheinigun-

gen beizufügen. 

 

(2) Die Entscheidung über den Antrag auf Aner-

kennung zum Führen einer Bezeichnung nach § 4 

trifft die Kammer nach Prüfung der vorgelegten 

Zeugnisse, Nachweise und Bescheinigungen über 

den Inhalt, den Umfang und das Ergebnis der Wei-

terbildung und der erworbenen Kenntnisse in einem 

Fachgespräch durch einen Prüfungs-ausschuss. 

 

(3)  Die Anerkennung zum Führen der in § 2  

Abs. 2 festgelegten Zusatzbezeichnungen erfolgt 

ohne Fachgespräch, sofern in der Anlage zur Wei-

terbildungsordnung nichts anderes bestimmt ist. 

Findet ein Fachgespräch nicht statt, trifft die Kam-

mer die Entscheidung über den Antrag aufgrund der 

vorgelegten Zeugnisse, Nachweise und Bescheini-

gungen über die ordnungsgemäß absolvierte Wei-

terbildung. Bestehen auf Grund der Zeugnisse, 

Nachweise oder Bescheinigungen Zweifel an der 

fachlichen Eignung des Antragstellers, kann im Ein-

zelfall die Durchführung eines Fachgespräches an-

geordnet werden. 

 

(4) Die Berechtigung eine Bezeichnung zu füh-

ren, bleibt grundsätzlich auch bei nachträglicher Än-

derung der Bezeichnung eines Gebietes, Schwer-

punktes oder Bereichs bestehen. Die nach der bis-

her gültigen Weiterbildungsordnung erworbenen 

Weiterbildungsbezeichnungen, die nicht mehr Ge-

genstand dieser Weiterbildungsordnung sind, dür-

fen weitergeführt werden. 

 

 

§ 11 

Prüfungsausschüsse und Widerspruchs-

ausschüsse 

 

(1) Die Kammer bildet zur Prüfung der vorgeleg-

ten Zeugnisse, Nachweise und Bescheinigungen 

und zur Durchführung der Fachgespräche Prü-

fungsausschüsse. 

 



B 11 

Copyright: Landesapothekerkammer Baden-Württemberg. Stand 26.09.2019 Seite 5 

(2) Die Mitglieder der Prüfungsausschüsse be-

stellt die Kammer. Die Prüfungsausschüsse ent-

scheiden in der Besetzung mit mindestens drei Mit-

gliedern, von denen zwei die Anerkennung für das 

zu prüfende Fachgebiet, den Schwerpunkt oder den 

Bereich besitzen müssen. Die Aufsichtsbehörde 

kann ein weiteres Mitglied entsenden. Das Fachge-

spräch kann auch bei Abwesenheit des von der Auf-

sichtsbehörde entsandten Mitglieds durchgeführt 

werden. Abweichend von Satz 2 können nach Ein-

führung eines Schwerpunktes, Fachgebietes oder 

Bereiches, für den die Anlage der Weiterbildungs-

ordnung ein Fachgespräch vorsieht, auch Prüfer zu-

gelassen werden, die die erforderliche Qualifikation 

im zu prüfenden Schwerpunkt, Fachgebiet oder Be-

reich anderweitig nachgewiesen haben. 

 

(3) Der Prüfungsausschuss beschließt in nichtöf-

fentlicher Sitzung mit Stimmenmehrheit. Bei Stim-

mengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden 

den Ausschlag. 

 

(4) Die Mitglieder der Prüfungsausschüsse wäh-

len aus ihrer Mitte für die jeweilige Prüfung den Vor-

sitzenden, soweit er nicht durch die Kammer be-

stimmt wurde. Der Vorsitzende soll die Anerken-

nung für das zu prüfende Fachgebiet, den Schwer-

punkt oder den Bereich besitzen. 

 

(5) Die Mitglieder der Prüfungsausschüsse ent-

scheiden unabhängig und sind an Weisungen nicht 

gebunden. 

 

(6) Zur Beratung bei der Entscheidung über Wi-

dersprüche gegen Bescheide nach §§ 10, 12 und 14 

wird bei der Kammer ein Widerspruchsausschuss 

von 3 Mitgliedern und 3 Stellvertretern gebildet. Die 

Mitglieder wählen aus ihrer Mitte den Vorsitzenden. 

Absatz 3 gilt entsprechend. 

 

(7) Die Bestellung der Mitglieder der Prüfungs-

ausschüsse sowie der Mitglieder und Stellvertreter 

des Widerspruchsausschusses erfolgt für die Dauer 

von fünf Jahren durch die Kammer. 

 

(8) Mitglieder eines Prüfungsausschusses kön-

nen nicht gleichzeitig Mitglieder des Widerspruchs-

ausschusses sein. 

 

 

§ 12 

Zulassung zum Fachgespräch 

 

(1) Über die Zulassung zum Fachgespräch ent-

scheidet die Kammer. 

 

(2) Die Zulassung wird ausgesprochen, wenn die 

Weiterbildung ordnungsgemäß absolviert und durch 

Zeugnisse gemäß § 9 sowie Bescheinigungen über 

die Teilnahme an den vorgeschriebenen Seminaren 

belegt ist. 

 

(3) Weiterzubildende, die sich bei Inkrafttreten 

dieser Weiterbildungsordnung in einer Fachapothe-

kerweiterbildung befinden, können diese innerhalb 

einer Frist der zweifachen Mindestweiterbildungs-

zeit nach den Bestimmungen der bisher gültigen 

Weiterbildungsordnung abschließen und die Zulas-

sung zur Prüfung beantragen. 

 

(4) Eine Ablehnung der Zulassung ist dem An-

tragsteller mit Begründung schriftlich mitzuteilen. 

Gegen den Bescheid kann der Antragsteller inner-

halb von einem Monat nach Bekanntgabe Wider-

spruch einlegen. Über den Widerspruch entscheidet 

die Kammer nach Anhörung des Widerspruchsaus-

schusses. 

 

(5) Die Zulassung ist zurückzunehmen, wenn 

ihre Voraussetzungen nicht gegeben waren. 

 

 

§ 13 

Fachgespräch 

 

(1) Das Fachgespräch dient der Feststellung, ob 

der Antragsteller die als Voraussetzung für die An-

erkennung vorgeschriebenen besonderen oder zu-

sätzlichen Kenntnisse und Fähigkeiten erworben 

hat. Die Kammer setzt den Termin des Fachge-

sprächs im Einvernehmen mit dem Vorsitzenden 

des Prüfungsausschusses fest. Der Antragsteller ist 

zum festgesetzten Termin mit einer Frist von min-

destens zwei Wochen zu laden. Das Fachgespräch 

soll in angemessener Frist nach der Zulassung statt-

finden. 

 

(2) Das Fachgespräch soll für jeden Antragsteller 

in den Fachgebieten in der Regel 30 Minuten, in den 

Schwerpunkten und Bereichen in der Regel 15 Mi-

nuten dauern. Mehr als zwei Antragsteller sollen 

nicht gleichzeitig geprüft werden. 

 

(3) Der Nachweis über Inhalt, Umfang und Er-

gebnis der Weiterbildung erfolgt durch Vorlage der 

Zeugnisse und der Bescheinigungen nach § 9 sowie 

durch Darlegung der erworbenen Kenntnisse in ei-

nem Fachgespräch vor dem Prüfungsausschuss. 

Nach Abschluss des Fachgesprächs entscheidet 

der Prüfungsausschuss, ob der Antragsteller die 

Weiterbildung erfolgreich abgeschlossen und die 

vorgeschriebenen besonderen oder zusätzlichen 
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Kenntnisse und Fähigkeiten in dem von ihm gewähl-

ten Fachgebiet, Schwerpunkt oder Bereich erwor-

ben hat. Über Ablauf und Ergebnis der Prüfung ist 

ein Protokoll zu fertigen. Das Protokoll ist von den 

Mitgliedern des Prüfungsausschusses zu unter-

zeichnen. 

 

(4) Kommt der Prüfungsausschuss zu dem Er-

gebnis, dass die Weiterbildung nicht erfolgreich ab-

geschlossen wurde, kann er vorschlagen, die vorge-

schriebene Weiterbildungszeit um mindestens drei 

und höchstens zwölf Monate zu verlängern. Er kann 

zusätzlich vorschlagen, besondere Anforderungen 

an die Inhalte dieser Weiterbildungszeit zu stellen. 

Kommt eine Verlängerung der Weiterbildungszeit im 

begründeten Einzelfall nicht in Betracht, so kann der 

Prüfungsausschuss als Voraussetzung für eine 

Wiederholung des Fachgesprächs Auflagen festset-

zen. 

 

(5) Wenn der Antragsteller ohne ausreichenden 

Grund dem Fachgespräch fernbleibt oder es ohne 

ausreichenden Grund abbricht, kann er frühestens 

zum nächsten stattfindenden Fachgespräch zuge-

lassen werden. 

 

 

§ 14 

Entscheidung über die Anerkennung 

 

(1) Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 

teilt der Kammer das Ergebnis des Fachgesprächs 

mit. 

 

(2) Ist die Weiterbildung erfolgreich abgeschlos-

sen, stellt die Kammer dem Antragsteller eine Ur-

kunde über das Recht zum Führen der Bezeichnung 

aus. 

 

(3) Ist die Weiterbildung nicht erfolgreich abge-

schlossen, erteilt die Kammer dem Antragsteller ei-

nen schriftlichen Bescheid einschließlich der vom 

Prüfungsausschuss beschlossenen Auflagen. 

 

(4) Gegen den Bescheid der Kammer nach Ab-

satz 3 kann der Antragsteller innerhalb von einem 

Monat nach Bekanntgabe bei der Kammer Wider-

spruch einlegen. Über den Widerspruch entscheidet 

die Kammer nach Anhörung des Widerspruchsaus-

schusses. 

 

§ 15 

Wiederholung des Fachgesprächs 

 

Ein nicht erfolgreich abgeschlossenes Fachge-

spräch kann erstmals zum nächsten stattfindenden 

Fachgespräch, jedoch frühestens nach drei Mona-

ten wiederholt werden. Für die Wiederholung des 

Fachgesprächs gelten die §§ 11 bis 14 sinngemäß. 

 

 

§ 16 

Anerkennung bei abweichendem Weiterbil-

dungsgang 

 

(1) Wer in einem von § 3 abweichenden Weiter-

bildungsgang eine Weiterbildung abgeschlossen 

hat, erhält auf Antrag die Anerkennung durch die 

Kammer, wenn die Weiterbildung gleichwertig ist. 

Auf das Verfahren der Anerkennung finden die  

§§ 10 - 15 entsprechende Anwendung. 

 

(2) Eine nicht abgeschlossene, eine von § 3 ab-

weichende oder eine abgeschlossene, aber nicht 

gleichwertige Weiterbildung kann unter vollständi-

ger oder teilweiser Anrechnung der bisher abgeleis-

teten Weiterbildungszeiten nach den Vorschriften 

dieser Weiterbildungsordnung abgeschlossen wer-

den. Über die Anrechnung der bisher abgeleisteten 

Weiterbildungszeiten entscheidet die Kammer. 

 

 

§ 17 

Anerkennung von Weiterbildungen aus Mit-

gliedstaaten, EWR-Staaten, Vertragsstaaten 

und Drittstaaten 

 

(1) Wer ein fachbezogenes Diplom, ein fachbezoge-

nes Prüfungszeugnis oder einen sonstigen fachli-

chen Ausbildungsnachweis (Weiterbildungsnach-

weis) aus dem Gebiet der Europäischen Union (Mit-

gliedstaat) oder des Europäischen Wirtschaftsrau-

mes (EWR-Staat) oder aus einem Staat, dem  

Deutschland und die Europäische Union einen ent-

sprechenden Rechtsanspruch ein-geräumt haben 

(Vertragsstaat) besitzt, erhält auf Antrag die Aner-

kennung als Fachapotheker, wenn die Gleichwertig-

keit des Weiterbildungsstandes gegeben ist. 

Gleiches gilt bei Vorliegen eines Weiterbildungs-

nachweises aus einem anderen als den in Satz 1 

genannten Gebieten (Drittstaat), der durch einen 

anderen Mitglied-, EWR- oder Vertragsstaat an-er-

kannt worden ist, wenn der Antragsteller drei Jahre 

die betreffende pharmazeutische Tätigkeit im Ho-

heitsgebiet des Mitglied-, EWR- oder Vertragsstaa-

tes ausgeübt hat, der diesen Nachweis anerkannt 
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und die zuständige Behörde oder eine andere zu-

ständige Stelle dieses Staates ihm dies bescheinigt 

hat. 

Diese Personen führen die dafür in dieser Weiterbil-

dungsordnung vorgesehene Bezeichnung.  

 

(2) Der Weiterbildungsstand ist als gleichwertig an-

zusehen, wenn die Weiterbildung des Antrag-stel-

lers keine wesentlichen Unterschiede gegenüber 

der Weiterbildung nach dieser Weiterbildungsord-

nung aufweist; zudem muss die Gleichwertigkeit der 

vorangegangenen pharmazeutischen Grundausbil-

dung durch die zuständige Behörde festgestellt wer-

den. 

Wesentliche Unterschiede liegen vor, wenn in der 

nachgewiesenen Weiterbildung Kenntnisse, Erfah-

rungen und Fertigkeiten fehlen, deren Erwerb eine 

wesentliche Voraussetzung für die beantragte Be-

zeichnung ist. Wesentliche Unterschiede können 

ganz oder teilweise durch Kenntnisse, Erfahrungen 

und Fertigkeiten ausgeglichen werden, die von den 

Antragstellern im Rahmen ihrer Berufspraxis in ei-

nem Mitgliedstaat, einem EWR-Staat, einem Ver-

tragsstaat oder einem Drittstaat erworben wurden. 

Wurden wesentliche Unterschiede nicht durch Be-

rufspraxis ausgeglichen, ist hierüber ein Bescheid 

verbunden mit dem Angebot einer Eignungsprüfung 

oder eines höchstens dreijährigen Anpassungslehr-

gangs zu erteilen. Hierin sind die Kenntnisse, Erfah-

rungen und Fertigkeiten mitzuteilen, in denen we-

sentliche Unterschiede bestehen und auf die sich 

die Eignungsprüfung oder der Anpassungslehrgang 

erstrecken soll. 

Für die Eignungsprüfung gelten die §§ 10 bis 15 ent-

sprechend. Als Anpassungslehrgang wird die Teil-

nahme an der regulären Weiterbildung mit Ab-

schlussprüfung vorgeschrieben. Der Antragsteller 

wählt in eigener Verantwortung eine zugelassene 

Weiterbildungsstätte. Die Kammer entscheidet im 

Einzelfall über die Dauer und den Inhalt der Weiter-

bildung sowie über die Teilnahme an den begleiten-

den Seminaren. 

 

(3) Die Kammer bestätigt innerhalb eines Monats 

den Eingang der Antragsunterlagen und teilt mit, 

welche Unterlagen fehlen. Spätestens drei Monate 

nach Eingang der vollständigen Unterlagen ist über 

die Anerkennung zu entscheiden. In Fällen, in wel-

chen eine Eignungsprüfung angestrebt ist, verlän-

gert sich die Frist um einen Monat innerhalb derer 

über die Durchführung der Eignungsprüfung zu ent-

scheiden ist. Ist eine Eignungsprüfung zu absolvie-

ren, so muss diese innerhalb von 6 Monaten ab dem 

Zugang dieser Entscheidung abgelegt werden kön-

nen. 

 

(4) Die Apothekerkammer erteilt auf Anfrage Aus-

kunft zur Weiterbildungsordnung und zum Verfah-

ren der Anerkennung. Für die Anerkennung der 

Weiterbildungsnachweise sind vom Antragsteller 

unter anderem folgende Unterlagen und Bescheini-

gungen vorzulegen: 

1. die Approbation,  

2. ein Identitätsnachweis, 

3. eine tabellarische Aufstellung über die absol-

vierte Weiterbildung und die Berufspraxis, 

4. eine amtlich beglaubigte Kopie der Weiterbil-

dungsnachweise sowie Bescheinigungen über 

die Berufspraxis, 

5. für den Fall, dass in einem anderen Mitglied-

staat, EWR-Staat oder Vertragsstaat ein Nach-

weis über eine Weiterbildung ausgestellt wird, 

die ganz oder teilweise in Drittstaaten absol-

viert wurde, Unterlagen darüber, welche Tätig-

keiten in Drittstaaten durch die zuständige 

Stelle des Ausstellungsmitgliedstaates in wel-

chem Umfang auf die Weiterbildung angerech-

net wurden, 

6. eine schriftliche Erklärung, ob die Anerkennung 

der Weiterbildungsnachweise bereits bei einer 

anderen Apothekerkammer beantragt wurde o-

der wird. 

7. Soweit die genannten Unterlagen und Beschei-

nigungen nicht in deutscher Sprache ausge-

stellt sind, sind sie zusätzlich in beglaubigter 

Übersetzung vorzulegen, die durch einen öf-

fentlich bestellten oder beeidigten Übersetzer 

oder Dolmetscher erstellt wurde.  

 

(5) Der Antragsteller ist verpflichtet, alle für die Er-

mittlung der Gleichwertigkeit notwendigen Unter-la-

gen vorzulegen sowie alle dazu erforderlichen Aus-

künfte zu erteilen. Kommt der Antragsteller dieser 

Mitwirkungspflicht nicht nach und wird hierdurch die 

Aufklärung des Sachverhalts er-schwert, kann die 

Kammer ohne weitere Ermittlungen entscheiden. 

Dies gilt entsprechend, wenn der Antragsteller in an-

derer Weise die Aufklärung des Sachverhalts er-

schwert. Der Antrag kann wegen fehlender Mitwir-

kung abgelehnt werden, nachdem der Antragsteller 

auf die Folge schriftlich hingewiesen worden ist und 

der Mitwirkungspflicht nicht innerhalb einer ange-

messenen Frist nachgekommen ist. 

Ist der Antragsteller aus Gründen, die er darzulegen 

hat, nicht in der Lage, die notwendigen Unter-lagen 

und Bescheinigungen vorzulegen, kann sich die 

Kammer an die Kontaktstelle, die zuständige Be-

hörde oder an eine andere zuständige Stelle des 

Herkunftsstaates wenden.  
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(6) Die Kammer darf Auskünfte von den zuständi-

gen Behörden oder von anderen zuständigen Stel-

len eines anderen Herkunftsstaates einholen, so-

weit sie berechtigte Zweifel an der Richtigkeit der 

Angaben des Antragstellers hat.  

 

(7) Wer einen Weiterbildungsnachweis besitzt, der 

in einem Drittstaat ausgestellt wurde, erhält auf An-

trag die Anerkennung der Bezeichnung, wenn die 

Gleichwertigkeit des Weiterbildungsstandes gege-

ben ist. Diese Personen führen die dafür in dieser 

Weiterbildungsordnung vorgesehene Be-zeich-

nung. Für die Überprüfung der Gleichwertigkeit gilt 

Absatz 2 entsprechend. Der Nachweis der erforder-

lichen Kenntnisse, Erfahrungen und Fertigkeiten 

wird durch das Ablegen einer Eignungsprüfung über 

den Inhalt des gesamten Fachgebiets erbracht. Für 

die Eignungsprüfung gelten die §§ 10 bis 15 ent-

sprechend. 

Die erforderlichen Kenntnisse, Erfahrungen und 

Fertigkeiten sind nach Absatz 2 auch nachzuwei-

sen, wenn die Prüfung des Antrags nur mit unange-

messenem zeitlichen oder sachlichen Aufwand 

möglich ist, weil die erforderlichen Unterlagen und 

Nachweise aus Gründen, die nicht in der Person 

des Antragstellers liegen, von diesem nicht vorge-

legt werden können. Für das Anerkennungsverfah-

ren gelten die Vorschriften über Fristen, Unterlagen 

und Bescheinigungen sowie Auskünfte nach den 

Absätzen 3 bis 6 entsprechend. 

 

 

§ 18 

Aufhebung der Anerkennung einer  

Bezeichnung 

 

(1) Die Anerkennung zum Führen einer Bezeich-

nung kann zurückgenommen beziehungsweise wi-

derrufen werden, wenn die für die Erteilung erforder-

lichen Voraussetzungen nicht gegeben waren. Vor 

der Entscheidung der Kammer über die Aufhebung 

sind der Betroffene und der Prüfungsausschuss zu 

hören. 

 

(2) In dem Aufhebungsbescheid ist festzulegen, 

welche Anforderungen zu stellen sind, bevor der be-

troffene Apotheker einen erneuten Antrag auf Aner-

kennung stellen kann. Für den Bescheid und das 

Verfahren findet im Übrigen § 14 Abs. 3 und 4 ent-

sprechende Anwendung. 

 

§ 19 

Übergangsbestimmungen 

 

(1) Wer bei Inkrafttreten der Weiterbildungsord-

nung*) bereits als Apotheker in einem Fachgebiet 

hauptberuflich tätig ist, kann nach einer mindestens 

6-jährigen ganztägigen Berufstätigkeit in diesem 

Fachgebiet und dem Besuch von zwei anerkannten 

Weiterbildungsveranstaltungen abweichend von 

den übrigen Bestimmungen der Weiterbildungsord-

nung die Anerkennung zum Führen der Bezeich-

nung dieses Fachgebiets erwerben. Auf diese Zeit 

wird Teilzeitarbeit entsprechend ihrer Dauer ange-

rechnet. Der Antrag auf Anerkennung kann frühes-

tens 1 Jahr, spätestens 6 Jahre nach Inkrafttreten 

dieser Weiterbildungsordnung gestellt werden. 

Diese Frist verlängert sich aufgrund von Unterbre-

chungen der Berufstätigkeit infolge von Mutter-

schutz, Erziehungsurlaub, Wehr- oder Zivildienst, 

Krankheit oder Sonderurlaub um die einer solchen 

Fehlzeit entsprechende Zeit. Für Fachgebiete, für 

die erst zu einem späteren Zeitpunkt nach Inkraft-

treten der Weiterbildungsordnung die Weiterbildung 

möglich ist, gilt Entsprechendes. Im Rahmen der 

Übergangsbestimmungen können auch von der 

Kammer als gleichwertig anerkannte Weiterbil-

dungsveranstaltungen, die seit 01.01.1989 besucht 

wurden, berücksichtigt werden. 

*) 01. Juli 1992 

 

(2) Die Kammer kann während der Übergangs-

zeit nach Absatz 1 Satz 3 die Prüfungsausschüsse 

in Abweichung von § 11 auf Widerruf auch mit Apo-

thekern besetzen, die die Anerkennung für das zu 

prüfende Fachgebiet oder den Bereich noch nicht 

besitzen, aber auf Grund ihrer bisherigen berufli-

chen Tätigkeit als Prüfer geeignet sind. 

 

(3) Die Ermächtigung zur Weiterbildung kann 

während der Übergangszeit nach Absatz 1 Satz 3 

entgegen § 6 dieser Weiterbildungsordnung an Apo-

theker erteilt werden, die eine Bezeichnung des ent-

sprechenden Fachgebiets oder Bereichs nicht füh-

ren, aber mindestens sechs Jahre in einem Gebiet 

oder Bereich hauptberuflich tätig waren. Eine nach 

diesen Bestimmungen erteilte Ermächtigung er-

lischt sechs Jahre nach Inkrafttreten dieser Weiter-

bildungsordnung. Die erneute Erteilung für weitere 

sechs Jahre ist ausnahmsweise möglich. 

 

(4) Wer bereits am 1. April 1998 als Apothekerin 

oder Apotheker im öffentlichen Gesundheitswesen 

tätig war, kann nach einer mindestens sechsjähri-

gen hauptberuflichen, ganztägigen Tätigkeit in einer 

Einrichtung des öffentlichen Gesundheitswesens 
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sowie dem Nachweis der Teilnahme an einem Ein-

führungslehrgang der Landesverwaltung Baden-

Württemberg oder an einem vergleichbaren Verwal-

tungslehrgang abweichend von den übrigen Bestim-

mungen der Weiterbildungsordnung auf Antrag die 

Berechtigung zum Führen der Fachgebietsbezeich-

nung “Öffentliches Gesundheitswesen” erwerben. 

Bei einer mindestens zwölfjährigen hauptberufli-

chen und ganztägigen Tätigkeit als Apothekerin o-

der Apotheker in einer Einrichtung des öffentlichen 

Gesundheitswesens braucht die Teilnahme an ei-

nem Lehrgang im Sinne des Satzes 1 nicht nachge-

wiesen werden. Absatz 1 Satz 2 gilt jeweils entspre-

chend. Anträge sind spätestens bis zum 31. März 

2004 zu stellen. Wer seine Weiterbildung im Fach-

gebiet „Öffentliches Gesundheitswesen” nach dem 

1. April 1998, jedoch vor Inkrafttreten dieser Sat-

zung begonnen hat, kann diese nach den Bestim-

mungen des Sozialministeriums über die Weiterbil-

dung von Apothekerinnen und Apothekern im Fach-

gebiet „Öffentliches Gesundheitswesen” nach § 49 

Abs. 2 des Kammergesetzes vom 2. März 1998 

(GABl. Seite 263) oder nach dieser Weiterbildungs-

ordnung fortsetzen.  

 

(5) Weiterzubildende, die sich am 30. September 

2003 in der Weiterbildung befinden, können diese 

auf Antrag nach den bis dahin geltenden Bestim-

mungen der Weiterbildungsordnung der Lan-

desapothekerkammer Baden-Württemberg ab-

schließen. 

 

(6) Wer zum Zeitpunkt des Inkrafttretens bereits 

als Apotheker tätig und Mitglied der Kammer ist, 

kann auf Antrag die Anerkennung zum Führen der 

Schwerpunktbezeichnung erhalten, wenn er die Vo-

raussetzung zum Führen der Fachgebietsbezeich-

nung Allgemein- bzw. Offizinpharmazie erfüllt und 

zum Zeitpunkt des Inkrafttretens die Zertifikatfortbil-

dung „Diabetes“ gemäß Curriculum der Bundesapo-

thekerkammer abgeschlossen hat, sofern die Zerti-

fikatfortbildung nach dem 1.1.2010 abgeschlossen 

wurde. Wer die Zertifikatfortbildung „Diabetes“ vor 

dem 01.01.2010 erfolgreich abgeschlossen hat, er-

hält die Anerkennung zum Führen auf Antrag, wenn 

er nach dem 1.1.2014 ein von der Kammer aner-

kanntes 6-stündiges Auffrischungsseminar besucht 

hat. 

 

§ 20 

Verwaltungsgebühren 

 

Die Verwaltungsgebühren richten sich nach der 

Gebührenordnung der Kammer. 

 

 

 

§ 21 

Inkrafttreten 

 

Nicht abgedruckt.* 

* Die Regelung bezieht sich auf das Inkrafttreten der Wei-

terbildungsordnung vom 13. Mai 1992. 
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Anlage 
zur Weiterbildungsordnung der  

Landesapothekerkammer 
Baden-Württemberg 

 
FACHGEBIETE 

 

 

1. Fachgebiet Allgemeinpharmazie 

 

Allgemeinpharmazie ist das Fachgebiet der Phar-

mazie, das die Versorgung der Bevölkerung mit Arz-

neimitteln und Medizinprodukten zur Behandlung 

und Prävention von Krankheiten umfasst. 

Dazu zählen vor allem die pharmazeutische Infor-

mation und Beratung der Patienten und von Ange-

hörigen der Heilberufe, das Medikationsmanage-

ment zur Optimierung der Arzneimitteltherapie so-

wie die qualitätsgesicherte Herstellung, Prüfung und 

Lagerung der Arzneimittel. 

 

Weiterbildungsziele: 

 

Erweiterte und vertiefte Kenntnisse, Erfahrungen 

und Fertigkeiten für die pharmazeutische Praxis ein-

schließlich des Erwerbs von Managementkompe-

tenzen und persönlichen Kompetenzen, insbeson-

dere 

- für die Beurteilung, Auswahl und Anwendung 

von Arzneimitteln, einschließlich der Erkennung, 

Lösung und Prävention unerwünschter Arznei-

mittelwirkungen, 

- für die Recherche und Bewertung von Informati-

onen über Arzneimittel und Arzneimitteltherapien 

und der Ableitung geeigneter Maßnahmen und 

Empfehlungen 

- für das Medikations- und Interaktionsmanage-

ment in der Apotheke mit dem Ziel, die Arznei-

mitteltherapie hinsichtlich Erfolg, Sicherheit und 

Konkordanz zu optimieren, 

- in Krankheitslehre und Arzneimitteltherapie, 

- in der qualitätsgesicherten Herstellung von Arz-

neimitteln in Apotheken, 

- in der Beurteilung, Auswahl und Anwendung von 

Medizinprodukten, 

- in der betriebswirtschaftlichen Organisation und 

Leitung der Apotheke, 

- für die Mitarbeiterführung in der Apotheke, 

- für die adressatengerechte Kommunikation mit 

Patienten, Pflegekräften, Ärzten und Angehöri-

gen anderer Heilberufe, 

- in der Beurteilung, Förderung und Durchführung 

von Maßnahmen der Krankheitsprävention und 

Gesundheitsförderung einschließlich physiolo-

gisch-chemischer und anderer Screening-Ver-

fahren, 

- in der Lieferung, Überwachung und Beratung zu 

Arzneimitteln und Medizinprodukten außerhalb 

der Apotheke, 

- in den Grundlagen des qualitätsgesicherten Ar-

beitens in der Apotheke sowie für die Implemen-

tierung und Weiterentwicklung des Qualitätsma-

nagements. 

 

Weiterbildungszeit und -ort: 

 

36 Monate in einer öffentlichen Apotheke ein-

schließlich des Besuchs der von der Kammer vor-

geschriebenen Weiterbildungsveranstaltungen. 

 

Ein Wechsel der Weiterbildungsstätte ist nur dann 

erforderlich, wenn die Zulassung der Weiterbil-

dungsstätte eingeschränkt ist. 

 

Anrechenbare Weiterbildungszeiten: 

 

Bis zu 12 Monate einer Weiterbildung 

 

- in Klinischer Pharmazie oder 

- in Arzneimittelinformation, 

 

bis zu 6 Monate einer Weiterbildung 

 

- in Pharmazeutischer Technologie oder  

- in Pharmazeutischer Analytik oder 

- in Pharmazeutischer Analytik und Technologie 

oder 

- in Öffentlichem Gesundheitswesen 

 

 

2. Fachgebiet: Klinische Pharmazie 

 

Klinische Pharmazie ist das Fachgebiet der Phar-

mazie, das die Versorgung aller Patienten gemäß  

§ 14 Apothekengesetz mit Arzneimitteln und sonsti-

gen Produkten des medizinischen Sachbedarfs so-

wie die zugehörige pharmazeutische Betreuung um-

fasst. Der Fachapotheker für Klinische Pharmazie 

sorgt für den wirksamen, sicheren und wirtschaftli-

chen Einsatz der Arzneimittel und Medizinprodukte 

in seinem Versorgungsbereich. Zu seinen Aufgaben 

gehören insbesondere Beschaffungsmanagement, 

Arzneimittelherstellung, -prüfung, -distribution, -la-

gerung, -information und -beratung, Verbrauch-

scontrolling, patientenbezogene klinisch-pharma-

zeutische Dienstleistungen und die Entwicklung und 



B 11 

Copyright: Landesapothekerkammer Baden-Württemberg. Stand 26.09.2019 Seite 11 

Umsetzung von Maßnahmen, die eine optimale Arz-

neimitteltherapie gewährleisten. 

 

Weiterbildungsziele: 

 

Erwerb und Weiterentwicklung eingehender 

Kenntnisse, Fertigkeiten und Kompetenzen, so dass 

der Fachapotheker für Klinische Pharmazie: 

- detaillierte Kenntnisse zur klinischen Anwen-

dung der im Krankenhaus eingesetzten Arznei-

mittel hat, 

- individuelle und allgemeine Therapieempfeh-

lungen unter Berücksichtigung evidenzbasierter 

Kriterien und patientenindividueller Parameter 

erstellt, 

- Patienten des Krankenhauses im Rahmen des 

Medikationsmanagements pharmazeutisch be-

treut, 

- individuelle und allgemeine Empfehlungen zum 

Umgang mit und zur Applikation von Arzneimit-

teln für das Pflegepersonal erstellt, 

- Besonderheiten der Ernährung wichtiger Pati-

entengruppen kennen,  

- Unterschiedliche Kommunikationstechniken für 

die Beratung und Schulung von Patienten, Ärz-

ten, Pflegekräften und pharmazeutischem Per-

sonal sowie für die Leitung von Sitzungen ziel-

gruppenspezifisch an wendet, 

- Herstellungs- und Prüfungsanweisungen nach 

anerkannten pharmazeutischen Regeln für pati-

entenindividuelle Zubereitungen und Defek-

turarzneimittel selbstständig erarbeitet, 

- unterschiedliche Arzneiformen in der nach der 

pharmazeutischen Wissenschaft erforderlichen 

Qualität sowie Medizinprodukte und In-vitro-Di-

agnostika herstellt, diese prüft und die Herstell- 

und Prüfvorgänge dokumentiert, 

- die qualitative und ökonomische Warenbewirt-

schaftung des medizinischen Sachbedarfs si-

cherstellt, 

- bei der Auswahl der Arzneimittel des Kranken-

hauses entscheidend mitwirkt und sicher-stellt, 

dass diese unter Beachtung von Effektivität, Si-

cherheit und Ökonomie bewertet werden, 

- medizinische und pharmazeutische Informatio-

nen insbesondere zu Arzneimitteln recherchiert, 

bewertet, kommuniziert und dokumentiert, 

- die über die jeweilige Apotheke beschafften Me-

dizinprodukte, In-vitro-Diagnostika und diäteti-

schen Lebensmittel hinsichtlich ihres sachge-

rechten Umgangs und ihrer Anwendung beur-

teilt, 

- pharmazeutische Dienstleistungen in geeigne-

ter Form dokumentiert, 

- die gesetzlichen und betriebswirtschaftlichen 

Rahmenbedingungen des Krankenhauses und 

Gesundheitswesens kennt und die Tätigkeiten 

der Apotheke in diese einordnet, 

- operative und strategische Managementaufga-

ben hinsichtlich der Erbringung pharmazeuti-

scher Leistungen erfüllt, 

- zur Auswahl und Durchführung geeigneter Maß-

nahmen zur Erhöhung der Arzneimitteltherapie-

sicherheit beiträgt, 

- die Aufgaben des Apothekers bei der Durchfüh-

rung klinischer Prüfungen kennt, 

- Informationen über Arzneimittelrisiken erkennt, 

sammelt und bewertet und adäquate Maßnah-

men zur Risikominimierung ergreift, 

- im Antibiotic Stewardship-Team mitarbeitet 

bzw. die Aufgaben gemäß Infektionsschutzge-

setz wahrnimmt und Ärzte und Pflegepersonal 

hinsichtlich der Auswahl und der Anwendung 

der Antiinfektiva und Desinfektionsmittel berät, 

- bei der Qualitätssicherung aller arzneimittelbe-

zogenen Prozesse im Krankenhaus mitwirkt. 

 

Weiterbildungszeit und -ort: 

 

36 Monate in einer Krankenhausapotheke, einer 

krankenhausversorgenden Apotheke oder einer 

Bundeswehrkrankenhausapotheke einschließlich 

der von der Kammer vorgeschriebenen Weiterbil-

dungsveranstaltungen und dem Nachweis geforder-

ter praktischer Tätigkeiten an der Weiterbildungs-

stätte. Ein Wechsel der Weiterbildungsstätte ist nur 

dann erforderlich, wenn die Zulassung der Weiter-

bildungsstätte eingeschränkt ist. 

 

Anrechenbare Weiterbildungszeiten: 

 

Bis zu 12 Monate einer Weiterbildung 

- in Allgemeinpharmazie oder 

- in Pharmazeutischer Technologie oder  
- in Pharmazeutischer Analytik oder 

- in Pharmazeutischer Analytik und Technologie 

oder 

- in Arzneimittelinformation, 
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bis zu 6 Monate einer Weiterbildung 

- in Öffentlichem Gesundheitswesen 

 

 

3. Fachgebiet: Pharmazeutische Analytik und 

Technologie 

 

Pharmazeutische Analytik und Technologie ist 

das Fachgebiet der Pharmazie, das sich mit der Ent-

wicklung, Produktion, Prüfung und Qualitätssiche-

rung von Arzneimitteln und Medizinprodukten im in-

dustriellen Maßstab befasst. Dabei sind von beson-

derer Bedeutung: 

- die Überführung eines Stoffes oder Stoffgemi-

sches in eine therapeutisch anwendbare Arz-

neiform mit dem Ziel, eine optimale Wirksam-

keit, Verträglichkeit und Stabilität zu erreichen, 

- die Entwicklung, Validierung und Anwendung 

geeigneter Herstellungstechniken und die Etab-

lierung im kommerziellen Produktionsmaßstab, 

- die Charakterisierung, Spezifizierung, Prüfung, 

Bewertung und Dokumentation der pharmazeu-

tischen Qualität von Wirkstoffen, Hilfsstoffen, 

Ausgangsmaterialien, Arzneizubereitungen und 

Medizinprodukten unter Berücksichtigung des 

rechtlichen Rahmens, 

- die Entwicklung, Validierung und Anwendung 

analytischer Verfahren nach dem allgemein an-

erkannten Stand der Wissenschaft und Technik 

und 

- die Entwicklung, Implementierung und Anwen-

dung geeigneter qualitätssichernder Verfahren. 

 

Weiterbildungsziele: 

 

Erwerb und Weiterentwicklung eingehender 

Kenntnisse, Fertigkeiten und Kompetenzen, so dass 

der Fachapotheker für Pharmazeutische Analytik 

und Technologie: 

- Arzneiformen entwickelt mit dem Ziel, die opti-

male Qualität, Wirksamkeit, Sicherheit und An-

wenderfreundlichkeit zu erreichen, 

- geeignete Herstellungstechniken unter Aus-

wahl geeigneter Materialien entwickelt, validiert 

und anwendet und diese im Produktionsmaß-

stab etabliert, 

- physikalische, chemische, biologische, bioche-

mische und mikrobiologische Analysenmetho-

den entwickelt, validiert, anwendet und bewer-

tet und  

- die Ergebnisse auf Grundlage der erhaltenen 

und dokumentierten Daten beurteilt, 

- die Qualität von Stoffen, Stoffgemischen, Aus-

gangsmaterialien, Zwischenprodukten, Arznei-

mitteln und Medizinprodukten sowie Packmit-

teln charakterisiert, spezifiziert und bewertet, 

- die regulatorischen und rechtlichen Rahmen-

bedingungen berücksichtigt, 

- adäquate Qualitätssicherungssysteme anwen-

det, 

- interdisziplinär mit Forschung und Entwicklung, 

Produktion und Qualitätskontrolle/-sicherung, 

Zulassung und Management zusammenarbei-

tet und dabei seine Fachkenntnisse einbringt. 

 

Weiterbildungszeit und -ort: 

 

36 Monate in geeigneten Einrichtungen der Phar-

mazeutischen Analytik und Technologie einschließ-

lich des Besuchs der von der Kammer vorgeschrie-

benen Weiterbildungsveranstaltungen. Ein Wechsel 

der Weiterbildungsstätte ist nur dann erforderlich, 

wenn die Zulassung der Weiterbildungsstätte einge-

schränkt ist. 

Als Weiterbildungsstätten kommen pharmazeuti-

sche Betriebe, analytische und pharmazeutisch-

technologische Laboratorien, pharmazeutische Uni-

versitätsinstitute und entsprechende Einrichtungen 

der Bundeswehr in Frage, soweit diese nachweis-

lich die Weiterbildungsziele vermitteln können. Die 

jeweils anerkennungsfähige Weiterbildungszeit an 

den einzelnen Weiterbildungsstätten richtet sich 

nach dem Umfang der vermittelten Weiterbildungs-

inhalte. 

 

Anrechenbare Weiterbildungszeiten: 

 

Bis zu 12 Monate einer Weiterbildung 

- in Toxikologie und Ökologie 

 

bis zu 6 Monate einer Weiterbildung 

- im Öffentlichen Gesundheitswesen 

- in Arzneimittelinformation 

- in Klinischer Pharmazie 
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4. Fachgebiet: Toxikologie und Ökologie 

 

Toxikologie und Ökologie ist das Fachgebiet der 

Pharmazie, das die arzneistoff-toxikologischen, 

chemisch-toxikologischen, umwelt-toxikologischen 

und forensisch-toxikologischen Untersuchungen so-

wie mit diesen im Zusammenhang stehenden ana-

lytischen Methoden zur Untersuchung der Pharma-

kokinetik und klinisch-chemische Methoden zum 

Nachweis von Stoffen umfasst. Dies schließt Kennt-

nisse über ökologische Gleichgewichte und deren 

Störung durch umweltschädigende Substanzen ein. 

 

Weiterbildungsziele: 

 

Erweiterung und Vertiefung der Kenntnisse, der 

Erfahrungen und Fertigkeiten, insbesondere 

- in Toxikologie und allgemeiner Pharmakologie, 

- in der Entwicklung, Anwendung und Bewertung 

toxikologisch-analytischer Verfahren, 

- in der Erfassung, Quantifizierung und Bewer-

tung der schädlichen Wirkungen von Fremdstof-

fen in geeigneten Modellsystemen unter defi-

nierten Bedingungen, 

- in chemischen, biologischen und physikalischen 

Analysenmethoden, 

- über Pharmakokinetik und Toxikokinetik, 

- in Wirkungen und Auswirkungen der die ökolo-

gischen Gleichgewichte beeinflussenden 

Stoffe, 

- in der Entwicklung geeigneter analytischer Me-

thoden zur Feststellung ökologischer Störfakto-

ren, 

- in der Interpretation von Untersuchungsergeb-

nissen und der Erstellung von Gutachten, 

- in Maßnahmen zur Beseitigung gesundheits-

schädlicher Stoffe sowie zur Risikoverminde-

rung, 

- in den betreffenden Rechtsgebieten.  
 

Weiterbildungszeit und -ort: 

 

36 Monate in Weiterbildungsstätten für das Fach-

gebiet Toxikologie und Ökologie, z.B. entsprechend 

ausgestatteten Universitätsinstituten, Laboratorien 

der Industrie und anderen Untersuchungsstellen 

einschließlich des Besuchs der von der Kammer 

vorgeschriebenen Weiterbildungsveranstaltungen. 

Ein Wechsel der Weiterbildungsstätte ist nur dann 

erforderlich, wenn die Zulassung der Weiterbil-

dungsstätte eingeschränkt ist. 

 

Anrechenbare Weiterbildungszeiten: 

 

Bis zu 12 Monate einer Weiterbildung 

- in Pharmazeutischer Analytik oder 

- in Pharmazeutischer Analytik und Technologie 

 

 

5. Fachgebiet: Arzneimittelinformation 

 

Arzneimittelinformation ist das Fachgebiet der 

Pharmazie, das die Erarbeitung, Sammlung, Aufbe-

reitung, Bewertung und Weitergabe von Erkenntnis-

sen zur Qualität, Wirksamkeit und Unbedenklichkeit 

von Arzneimitteln an unterschiedliche Zielgruppen 

umfasst. 

 

Weiterbildungsziele: 

 

Erwerb und Weiterentwicklung eingehender 

Kenntnisse, Fertigkeiten und Kompetenzen, so dass 

der Fachapotheker für Arzneimittelinformation: 

- wissenschaftliche Daten und Informationen 

über Arzneistoffe und Arzneimittel sammelt, 

diese bewertet, die Ergebnisse zielgruppenspe-

zifisch aufbereitet und sie weitergibt, 

- die Anforderungen, den Aufbau und die inhaltli-

che Gestaltung von standardisierten Arzneimit-

telinformationen wie Gebrauchsinformation, 

Fachinformation, Kennzeichnung und öffentli-

che Beurteilungsberichte kennt, 

- die grundlegenden Anforderungen an das De-

sign, die Planung und Durchführung klinischer 

Studien sowie biometrische Methoden zur Aus-

wertung klinischer Studien kennt, 

- klinische und epidemiologische Studien, Meta-

Analysen, systematische Reviews und medizi-

nische Leitlinien interpretiert und deren Qualität 

und wissenschaftliche Evidenz beurteilt, 

- die rechtlichen Grundlagen der Arzneimittelzu-

lassung, unterschiedliche Zulassungsverfahren, 

den grundsätzlichen Aufbau des Zulassungs-

dossiers sowie die grundlegenden regulatori-

schen Anforderungen zum Nachweis der Quali-

tät, Unbedenklichkeit und Wirksamkeit eines 

Arzneimittels sowie Maßnahmen zur Aufrecht-

erhaltung bzw. Änderung der Zulassung kennt, 

- die Grundlagen von GxP kennt, insbesondere 

Good Manufactoring Practice (GMP), Good 

Clinical Practice (GCP), Good Clinical Labora-

tory Practice (GCLP), Good Laboratory Practice 
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(GLP), Good Pharmacovigilance Practice 

(GVP) und Good Distribution Practice (GDP), 

- den Aufbau des nationalen und internationalen 

Risikomanagement-Systems sowie die Metho-

den und Verfahren zur Erfassung und Bewer-

tung von Arzneimittelrisiken kennt, 

- unterschiedliche Formen, Zielstellungen und 

den Anwendungsbereich pharmakoökonomi-

scher und anderer Studien zur Nutzenbewer-

tung von Arzneimitteln kennt und deren Qualität 

bewertet. 

- Der Fachapotheker kennt Methoden zur Ermitt-

lung des therapeutischen Bedarfs für neue Arz-

neistoffe, für die Wirkstoffentwicklung sowie für 

den pharmazeutischen Entwicklungsprozess 

neuer Arzneimittel. 

- Der Fachapotheker kann Arzneimittel von ande-

ren Produktgruppen wie Medizinprodukten, 

Nahrungsergänzungsmitteln, diätetischen Le-

bensmitteln, Kosmetika und Bioziden abgren-

zen.  

- Der Fachapotheker kennt die gesetzlichen 

Grundlagen für Medizinprodukte, deren Einstu-

fung und Klassifizierung, die Voraussetzungen 

für den Marktzugang einschließlich der klini-

schen Prüfung, das Vigilanzsystem für Medizin-

produkte sowie die Mechanismen der Preisbil-

dung und Erstattung. 

- Der Fachapotheker kennt die Grundzüge des 

Projektmanagements zur Planung, Überwa-

chung, Steuerung und zum Abschluss von Pro-

jekten im Zusammenhang mit Arzneimitteln. 

 

Weiterbildungszeit und -ort: 

 

36 Monate in geeigneten Einrichtungen der Arz-

neimittelinformation einschließlich des Besuchs der 

von der Kammer vorgeschriebenen Weiterbildungs-

veranstaltungen.  

 

Als Weiterbildungsstätten kommen in Frage: 

- Krankenhausapotheken, 

- pharmazeutische Betriebe, 

- wissenschaftliche Einrichtungen, 

- Behörden und andere Institutionen, 

soweit diese nachweislich die Weiterbildungsziele 

vermitteln können. 

 

Die jeweils anerkennungsfähige Weiterbildungszeit 

an den einzelnen Weiterbildungsstätten richtet sich 

nach dem Umfang der vermittelten Weiterbildungs-

inhalte. 

Ein Wechsel der Weiterbildungsstätte ist dann erfor-

derlich, wenn die Zulassung der Weiterbildungs-

stätte eingeschränkt ist. 

 

Anrechenbare Weiterbildungszeiten: 

 

Bis zu 12 Monate Weiterbildung in allen anderen 

Fachgebieten der Weiterbildungsordnung. 

 

 

6. Fachgebiet: Öffentliches Gesundheitswesen 

 

Öffentliches Gesundheitswesen ist das Fachge-

biet der Pharmazie, das pharmazeutische Kennt-

nisse im Zulassungswesen, Tätigkeiten in der Un-

tersuchungspraxis sowie Überwachungspraxis um-

fasst, die der Erkennung arzneimittelbezogener Ge-

sundheitsgefahren und der Beurteilung der Beseiti-

gungsmöglichkeiten dienen. Dies schließt arznei-

mittel-, medizinprodukt-, apotheken-, betäubungs-

mittel-, heilmittelwerbe-, gefahrstoff- und verwal-

tungsrechtliche Inhalte ein. 

 

Weiterbildungsziele: 

 

Erweiterung und Vertiefung der Kenntnisse, Er-

fahrungen und Fertigkeiten, insbesondere 

- über den Aufbau und die Aufgaben des öffentli-

chen Gesundheitswesens von Bund und Län-

dern, 

- in der Sammlung, Aufbereitung und Bewertung 

pharmazeutischer Informationen, 

- in der Anwendung und Weiterentwicklung ein-

schlägiger Rechtsnormen, 

- in der Anwendung und Weiterentwicklung inter-

nationaler Regelungen und Beteiligung an der 

internationalen Zusammenarbeit, 

- in der Beurteilung der Qualität in der Entwick-

lung, Herstellung, Prüfung und im Verkehr be-

findlicher Ausgangsstoffe, Arzneimittel und Me-

dizinprodukte, 

- in der Überwachung der Betriebe und Einrich-

tungen, in denen Arzneimittel entwickelt, herge-

stellt, geprüft, gelagert, verpackt, klinisch ge-

prüft, in den Verkehr gebracht werden oder 

sonst mit ihnen Handel getrieben wird, 

- in der Überwachung nach dem Medizinpro-

duktegesetz, 

- in der Beurteilung von Zulassungsunterlagen, 
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- in der Erfassung und Bewertung und Durchfüh-

rung von Maßnahmen im Rahmen der Arznei-

mittelsicherheit, 

- in der Überwachung der Werbung auf dem Ge-

biet des Heilmittelwesens, 

- in der Überwachung des Betäubungsmittelver-

kehrs, 

- im Arzneimittel-, Medizinprodukte-, Apotheken-, 

Betäubungsmittel-, Heilmittelwerbe- und Ge-

fahrstoffrecht, 

- im Verwaltungsrecht und in Staatskunde und 

weiteren für das Gesundheitswesen wesentli-

chen Rechtsvorschriften, 

- in Methoden der Pharmakoökonomie, Epidemi-

ologie und Statistik, 

- im Umgang mit EDV und Medien sowie in Infor-

mations- und Kommunikationstechniken, 

- in der spezifischen Beratung im Zusammen-

hang mit den genannten Aufgaben,  insbeson-

dere von Trägern anderer öffentlicher Einrich-

tungen, 

- in der Förderung und Unterstützung von 

 Ausbildungs-, Fortbildungs- und Weiterbil-

dungsmaßnahmen. 

 

Weiterbildungszeit und -ort: 

 

36 Monate in einer geeigneten Einrichtung des öf-

fentlichen Gesundheitswesens einschließlich des 

Besuchs von Seminaren. Als Weiterbildungsstätten 

kommen Landesgesundheitsbehörden, Bundesge-

sundheitsbehörden, Sanitätseinrichtungen der Bun-

deswehr, Arzneimitteluntersuchungsämter, Ge-

sundheitsämter sowie die Landesapothekerkammer 

in Frage, soweit diese die Weiterbildungsziele ver-

mitteln können. Ein Wechsel ist nur erforderlich, 

wenn die Zulassung der Weiterbildungsstätte einge-

schränkt ist. 

 

Anrechenbare Weiterbildungszeiten: 

 

Bis zu 12 Monate Weiterbildung in allen anderen 

Fachgebieten der Weiterbildungsordnung. 

 

SCHWERPUNKTE 

 

1. Schwerpunkt Diabetes 

 

Die Schwerpunktweiterbildung Diabetes umfasst 

aufbauend auf der Fachapothekerweiterbildung All-

gemeinpharmazie die Pharmazeutische Betreuung 

von Patienten mit Diabetes mellitus. 

 

Weiterbildungsziele: 

 

Erweiterung und Vertiefung der Kenntnisse, Er-

fahrungen und Fertigkeiten, insbesondere in  

 

- Physiologie und Pathophysiologie  

- Klinik des Diabetes mellitus 

- Diagnostische Methoden: Theorie und Praxis 

Gerätekunde / Messmethoden / Screening 

- Pharmakotherapie 

- Nichtmedikamentöse Maßnahmen 

- Pharmazeutische Betreuung 

- Spezielle Kommunikation 

- Anleitung zum Selbstmanagement 

 

Weiterbildungszeit und -ort: 

 

6 Monate in einer zur Weiterbildung im Schwer-

punkt Diabetes zugelassenen Weiterbildungsstätte 

sowie der Besuch der von der Kammer zugelasse-

nen Seminare mit mind. 36 Seminarstunden und ei-

nes dreitägigen Praktikums in einer Diabetesklinik 

oder Schwerpunktpraxis sind nachzuweisen. 

Während der Weiterbildung ist eine Projektarbeit 

anzufertigen, die die Dokumentation der Pharma-

zeutischen Betreuung von drei Patienten über  

6 Monate umfassen muss. Der Nachweis der erfor-

derlichen Kenntnisse, Erfahrungen und Fertigkeiten 

findet durch ein Fachgespräch statt. 

 

 

BEREICHE 

 

1. Prävention und Gesundheitsförderung 

 

Die Zusatzbezeichnung „Prävention und Gesund-

heitsförderung“ umfasst den Bereich der Aufklä-

rung, Information und Beratung der Bevölkerung in 

Fragen der Prävention und Gesundheitserhaltung. 

Der Apotheker soll durch die Weiterbildung befähigt 

werden, in der Prävention und Gesundheitsförde-

rung als sachkundiger und unabhängiger Berater 

des Bürgers aufzutreten. Der Bereich befasst sich 
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mit Maßnahmen, um Krankheiten, Gesundheits-

probleme oder ungewollte gesundheitliche Entwick-

lungen zu verhindern sowie individuelle Kompeten-

zen und gesundheitsfördernde Strukturen aufzu-

bauen, um Menschen ein höheres Maß an Selbst-

bestimmung zu ermöglichen und damit zur Stärkung 

Ihrer Gesundheit zu befähigen.  

 

Weiterbildungsziele: 

 

Erweiterung und Vertiefung der Kenntnisse, der 

Erfahrungen und Fertigkeiten, insbesondere 

 

- über gesundheitliche Ressourcen und Risiken 

sowie Einflussfaktoren auf die Gesundheit 

- über die Ziele, Ansätze und Strategien der Prä-

vention und Gesundheitsförderung 

- über Theorien und Modellen zur Beeinflussung 

des Gesundheitsverhaltens 

- in der Umsetzung der Theorien und Modelle zur 

Verhaltensbeeinflussung und die Planung von 

Interventionen 

- über gesundheitsfördernde und präventive 

Maßnahmen 

 

Gleichzeitig sind rhetorische, didaktische und päda-

gogische Kenntnisse und Fertigkeiten zu erwerben:  

 

- in der Gesprächs- und Diskussionsführung 

- in der Gestaltung von Vorträgen und Referaten 

- in der adressatengerechten Vermittlung von In-

formationen 

 

Weiterbildungszeit und -ort: 

 

Der Besuch der von der Kammer zugelassenen 

Seminare ist nachzuweisen (80 Stunden). Im Rah-

men der Seminarreihe ist eine theoretische Aufgabe 

zu bearbeiten. 

 

 

2. Ernährungsberatung 

 

Die Zusatzbezeichnung „Ernährungsberatung” 

umfasst den Bereich der Beratung der Bevölkerung 

in Ernährungsfragen und zielt darauf ab, die Entste-

hung und Manifestation ernährungsabhängiger Er-

krankungen zu verhindern, in ihrer Entwicklung 

günstig zu beeinflussen oder eine Verschlechterung 

zu vermeiden. Sie dient damit der Gesundheit des 

einzelnen Menschen. 

 

 

Weiterbildungsziele: 

 

Erweiterung und Vertiefung der Kenntnisse, Er-

fahrungen und Fertigkeiten, insbesondere in 

 

- den gesetzlichen Grundlagen, 

- Lebensmittel- und Bedarfsgegenständegesetz, 

- Diätverordnung, 

- Höchstmengenverordnung u. a., 

- der Ernährungslehre und Diätetik, 

- Aufgaben der Ernährung, 

- Bestandteile der Nahrung, 

- Prinzipien der Speisezubereitung, 

- Durchführung von Ernährungsanalysen ein-

schließlich quantitativer Berechnung, 

- Erstellung von Diätplänen, 

- spezielle Diätformen bei Stoffwechselerkran-

kungen, 

- besondere Ernährungsformen, 

- den Wechselwirkungen von Arzneimitteln und 

Nahrungsmitteln, 

- der vorbeugenden Ernährungsberatung, 

- der Gesprächsführung und speziellen 

 psychologischen Aspekten der Ernährungsbe-

ratung. 

 

Weiterbildungszeit und -ort: 

 

Der Besuch der von der Kammer zugelassenen 

Seminare ist nachzuweisen (100 Stunden). Im Rah-

men der Seminarreihe ist eine theoretische Aufgabe 

zu bearbeiten. 

 

 

3. Onkologische Pharmazie 

 

Die Zusatzbezeichnung „Onkologische Pharma-

zie” umfasst den Bereich, der sich mit der Beratung 

und der Arzneimittelversorgung des Tumorpatien-

ten befasst. Die Onkologische Pharmazie umfasst 

ebenso die klinisch-pharmazeutische Beratung des 

onkologisch tätigen Arztes und der Angehörigen an-

derer Heilberufe, die Bewertung von Informationen 

auf dem Gebiet der Onkologie, die sachgerechte, 

patientenindividuelle Herstellung sowie die sachge-

rechte Handhabung der Tumortherapeutika.  
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Weiterbildungsziele: 

 

Erwerb eingehender Kenntnisse, Fertigkeiten und 

Kompetenzen, so dass der in diesem Bereich wei-

tergebildete Apotheker  

- Tumorpatienten betreut und Ärzte, Pflegende 

und weitere Angehörige der Heilberufe sowie 

An- und Zugehörige im Rahmen der Tumorthe-

rapie berät, 

- für die qualitätsgesicherte, patientenindividuelle 

Herstellung von Zytostatika-Zubereitungen un-

ter Beachtung der erforderlichen Maßnahmen 

zum Mitarbeiter-, Arbeits- und Produktschutz 

verantwortlich ist, 

- Informationen auf dem Gebiet der Onkologie re-

cherchiert, bewertet, erstellt, kommuniziert und 

dokumentiert, 

- an der Planung und Durchführung klinisch-on-

kologischer Studien mitwirkt. 

 

Weiterbildungszeit und -ort: 

 

12-monatige Tätigkeit  in einer zur Weiterbildung 

für Onkologische Pharmazie geeigneten Ein-rich-

tung mit eigener Zytostatika-Herstellung, sowie des 

Besuchs von mindestens 100 Seminar-stunden. Als 

geeignet gelten Einrichtungen, deren Betreiber be-

stätigt hat, dass die durch den Ausschuss für Apo-

theken, Arzneimittelwesen und Medizinprodukte der 

Arbeitsgemeinschaft der Obersten Landesgesund-

heitsbehörden erarbeitete Richtlinie für die Herstel-

lung applikationsfertiger Zytostatikalösungen in 

Apotheken (Zytostatikarichtlinie) in der jeweils gel-

tenden Fassung beachtet wird. Der Besuch der von 

der Kammer zugelassenen Seminare ist nachzuwei-

sen. 

 

Praxisanforderungen: 

 

- Beurteilung und Überprüfung von mindestens 

300 Zytostatika-Zubereitungen, 

- Herstellung von mindestens 100 Zytostatika-Zu-

bereitungen, 

- Erstellung von mindestens drei Patientenprofi-

len nach SOAP-Schema, wovon zwei ein Bera-

tungsgespräch mit einem Patienten umfassen 

müssen, 

- Bearbeitung und Dokumentation von fünf aus-

gewählten Anfragen zur zytostatischen Thera-

pie aus unterschiedlichen Themenbereichen in-

klusive Angabe der verwendeten Quellen, 

- Erstellung eines Patienteninformationsblatts, 

- Planung und Durchführung von mindestens ei-

ner Schulungs- oder Fortbildungsveranstaltung 

zu einem Thema der onkologischen Pharmazie. 

 

Der Nachweis der erforderlichen Kenntnisse, Erfah-

rungen und Fertigkeiten findet durch ein Fachge-

spräch statt. 

 

 

4. Homöopathie und Naturheilkunde 

 

Die Zusatzbezeichnung „Homöopathie und Natur-

heilkunde” umfasst den Bereich der Beratung zu 

Arzneimitteln der besonderen Therapierichtungen. 

Ziel ist es, die Beratung der Bevölkerung zu Fragen 

der Naturheilkunde und Homöopathie durch Apo-

thekerinnen und Apotheker zu optimieren. Sie dient 

der Gesunderhaltung im Sinne einer Vorbeugung 

und der Behandlung von Krankheiten im Rahmen 

der Selbstmedikation. Dem zunehmenden Interesse 

der Bevölkerung an Naturheilmitteln ist durch sach-

kundige Information und Beratung in den Apotheken 

Rechnung zu tragen.  

 

Weiterbildungsziele: 

 

Erweiterung und Vertiefung der Kenntnisse, Er-

fahrungen und Fertigkeiten, insbesondere 

- in der Herstellung und sachgerechten Anwen-

dung von Arzneimitteln besonderer Therapie-

richtungen, 

- in Phytotherapie, 

- in Homöopathie, 

- in Ernährung mit Bezug auf die Naturheilkunde, 

- Grundlagen der physikalischen Therapie, 

- in verwandten Heilsystemen (Anthroposophie, 

Spagyrik, Homotoxinlehre, Isopathie, Bioche-

mie nach Schüßler, Komplexmitteltherapie), 

- in weiteren Therapieansätzen (Bach-Blüten-

Therapie, Aromatherapie, Traditionelle Chinesi-

sche Medizin, Ayurveda-Medizin, Hildegard-

Medizin), 

- in anderen Verfahren (ausleitende Verfahren, 

Enzymtherapie, mikrobiologische Immunstimu-

lation, Grundprinzipien der Akupunktur). 

 

Weiterbildungszeit und -ort: 

 

Der Besuch der von der Kammer zugelassenen 

Seminare ist nachzuweisen (100 Stunden). Im Rah-

men der Seminarreihe ist eine theoretische Aufgabe 

zu bearbeiten. 
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5. Geriatrische Pharmazie 

 

Die Zusatzbezeichnung „Geriatrische Pharmazie“ 

ist der Bereich der Pharmazie, der die Begleitung 

und Optimierung des gesamten Medikationsprozes-

ses für geriatrische Patienten umfasst. Hierzu wer-

den Risikopotenziale in der Arzneimittelversorgung 

identifiziert und Empfehlungen für die Modifikation 

des Medikationsprozesses erarbeitet. Darüber hin-

aus werden arzneimittelbezogene Probleme der ge-

riatrischen Patienten durch ein nachhaltiges Medi-

kationsmanagement identifiziert, gelöst und verhin-

dert, um die Versorgung der Patienten zu verbes-

sern und Folge-kosten im Gesundheitswesen einzu-

sparen. Ein wichtiger Arbeitsschwerpunkt der Geri-

atrischen Pharmazie ist die Arzneimitteltherapiesi-

cherheit (AMTS) älterer Menschen. 

 

Weiterbildungsziel 

 

Erwerb und Weiterentwicklung eingehender 

Kenntnisse, Fertigkeiten und Kompetenzen, so dass 

der weitergebildete Apotheker 

- arzneimittelbezogene Probleme erfasst, analy-

siert, löst und verhindert und die Arzneimittel-

versorgung geriatrischer Patienten hinsichtlich 

der Wirksamkeit, Sicherheit, Rationalität, und 

Wirtschaftlichkeit mittels Methoden der Klini-

schen Pharmazie und des Qualitätsmanage-

ments (QM) verbessert, 

- den Medikationsprozess in unterschiedlichen 

Versorgungsstrukturen qualitätsgesichert be-

gleitet und optimiert einschließlich der Identifi-

kation, Lösung und Prävention einrichtungsbe-

zogener Medikationsfehler, 

- die medizinisch-pharmazeutischen, sozialen 

und ökonomischen Bedeutungen akuter und 

chronischer Erkrankungen im Alter, insbeson-

dere im Hinblick auf arzneimittelassoziierte Er-

krankungen, einschätzt, 

- Fortbildungsmaßnahmen für Ärzte, Pflegeper-

sonal, pflegende Angehörige und Patienten 

plant und durchführt, 

- seine Dienstleistungen in Apotheken, Kranken-

häusern, Alten- und Pflegeheimen und ambu-

lanten Versorgungseinrichtungen anbietet und 

- im interdisziplinären Team mit Ärzten, Pflege-

personal und Angehörigen zusammenarbeitet. 

 

Weiterbildungszeit und -ort: 

 

12-monatige Tätigkeit in einer zur Weiterbildung 

für Geriatrische Pharmazie geeigneten Einrichtung 

einschließlich des Besuchs von mindestens 100 Se-

minarstunden und eines dreitägigen Praktikums in 

einem Pflegeheim oder auf einer Station mit geriat-

rischem Schwerpunkt eines Krankenhauses. Einer 

der drei Praktikumstage kann wahlweise in einer an-

deren geeigneten stationären oder ambulanten Ver-

sorgungseinrichtung absolviert werden. 

Während der Weiterbildungszeit ist eine Projektar-

beit anzufertigen, die folgende Nachweise um-fas-

sen muss:  

- die Ergebnisse einer Stationsbegehung in ei-

nem Pflegeheim oder einer geeigneten geriatri-

schen Station eines Krankenhauses zur Detek-

tion einrichtungsbezogener Probleme in der 

Arzneimittelversorgung, 

- die Dokumentation einer Schulung des Pflege-

personals die die detektierten einrichtungsbezo-

genen Probleme des Arzneimittelversorgungs-

prozesses im Pflegeheim oder auf der geriatri-

schen Station eines Krankenhauses aufgreift 

und Vorschläge zur Optimierung und Um-set-

zung entwickelt, 

- die Ergebnisse der klinisch-pharmazeutischen 

Beurteilung arzneimittelbezogener Probleme 

bei zwei geriatrischen Patienten. 

 

 

6. Infektiologie 

 

Die Zusatzbezeichnung „Infektiologie“ umfasst 

den Bereich der Pharmazie, der sich mit der Be-

handlung und Prävention von Infektionserkrankun-

gen beschäftigt. Im Mittelpunkt steht dabei die Phar-

makotherapie mit Antiinfektiva sowie Strategien zur 

Sicherung eines rationalen Antiinfektivaeinsatzes. 

 

Weiterbildungsziele: 

 

Erwerb und Weiterentwicklung eingehender 

Kenntnisse, Fertigkeiten und Kompetenzen, so dass 

der weitergebildete Apotheker 

- Ärzte, Pflegepersonal und Patienten zum phar-

makotherapeutischen Einsatz der Antiinfektiva 

berät. Dies umfasst die geeignete Substanz-

wahl in Abhängigkeit von Substanzeigenschaf-

ten, Krankheitsbild sowie Erreger und Infektion-

sort. Der weitergebildete Apotheker erarbeitet 

patientenindividuelle Dosierungsschemata, be-

wertet arzneimittelbezogene Probleme und gibt 

Hinweise zum Umgang mit diesen. 

- einrichtungsbezogene Hygienestandards nach 

Maßgabe der gesetzlichen und normativen Re-

gelungen bewertet. Er erkennt mögliche Über-

tragungswege wichtiger Infektionserreger in der 

Einrichtung und schlägt Maßnahmen zur Infek-

tionsprävention insbesondere im Rahmen der 
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Applikation von Arzneimitteln vor. Der weiterge-

bildete Apotheker berät Ärzte, Pflegepersonal 

und Patienten im Umgang mit Desinfektionsmit-

teln und über den Einsatz von Wirkstoffen zur 

Dekolonisation. 

- ABS-Strategien zur Sicherung einer rationalen 

Antibiotika-Anwendung im Krankenhaus kennt 

und diese anwendet.  

- zielgruppenspezifische Techniken der Kommu-

nikation anwendet. Der weitergebildete Apothe-

ker plant und führt Schulungs- und Informations-

maßnahmen unter Kenntnis der Vor- und Nach-

teile verschiedener Schulungsformate und unter 

Auswahl geeigneter Inhalte, Methoden und Me-

dien durch. Er plant und leitet Sitzungen effektiv 

und zielorientiert. 

 

Weiterbildungszeit und -ort: 

 

12-monatige Tätigkeit in einer zur Weiterbildung 

Infektiologie geeigneten Einrichtung, insbesondere 

Krankenhäuser und krankenhausversorgende öf-

fentliche Apotheken sowie des Besuchs von min-

destens 100 Seminarstunden.  

Während der Weiterbildungszeit ist eine Projektar-

beit anzufertigen, die folgende praktische Aufgaben 

umfasst: 

- Optimierung der Antiinfektiva-Dosierung für 5 

Patienten auf Grundlage patienten-spezifischer 

Daten inkl. Therapeutischem Drug Monitoring, 

- Teilnahme an der Stationsvisite oder am infekti-

ologischen Konsildienst und Entwicklung von 5 

patientenindividuellen Vorschlägen zur antiin-

fektiven Arzneimitteltherapie zu unterschiedli-

chen Organinfektionen, 

- Erfassung, Bearbeitung und Dokumentation 

von 5 ärztlichen und/oder pflegerischen Anfra-

gen zur antiinfektiven Arzneimitteltherapie und 

- Durchführung einer Antiinfektiva-Verbrauchs-

analyse mit Kommentierung. 

 

Aus den Ergebnissen dieser Aufgaben ist ein Opti-

mierungskonzept zur Sicherung einer rationalen An-

tiinfektiva-Verordnung für die Einrichtung zu erarbei-

ten. 

 

7. Medikationsmanagement im Krankenhaus 

 

Die Zusatzbezeichnung „Medikationsmanage-

ment im Krankenhaus“ ist der Bereich der Pharma-

zie, der die individuelle arzneimittelbezogene und 

kontinuierliche Betreuung der Krankenhauspatien-

ten sowie die Beratung der für die stationäre Be-

handlung verantwortlichen Ärzte und Pflegekräfte 

umfasst. Dazu bewerten und optimieren Apotheker 

auf Station als Teil eines interprofessionellen Teams 

die individuelle Arzneimitteltherapie fortlaufend im 

Hinblick auf deren Zweckmäßigkeit, Wirksamkeit, 

Sicherheit, Wirtschaftlichkeit und die Adhärenz der 

Patienten.  

Der Weiterbildungsbereich „Medikationsmanage-

ment im Krankenhaus“ umfasst darüber hinaus die 

Begleitung des gesamten Arzneimittelversorgungs-

prozesses und die nahtlose arzneimittelbezogene 

Versorgung der Patienten an den Schnittstellen des 

Krankenhausaufenthaltes durch Apotheker auf Sta-

tion, die damit zur Erhöhung der Arzneimittelthera-

pie- und Patientensicherheit im Krankenhaus beitra-

gen. 

 

Weiterbildungsziel 

 

Erwerb und Weiterentwicklung eingehender 

Kenntnisse, Fertigkeiten und Kompetenzen, so dass 

der weitergebildete Apotheker 

-  sich als Mitglied eines interprofessionellen 

Teams versteht und Mitverantwortung für die 

Arzneimitteltherapie und die Arzneimittelthera-

piesicherheit im Krankenhaus übernimmt, 

-  die individuelle Medikation der Patienten unter 

Anwendung seiner Kenntnisse zur evidenzba-

sierten und leitliniengerechten Arzneimittelthe-

rapie sowie unter Einbeziehung diagnostischer 

Parameter und pharmakokinetischer Daten fort-

laufend bewertet und optimiert, 

-  arzneimittelbezogene Probleme identifiziert und 

priorisiert und im Austausch mit den verantwort-

lichen Teammitgliedern sowie dem Patienten 

angemessene Maßnahmen zur Optimierung 

der Arzneimitteltherapie einleitet, die Umset-

zung/den Erfolg dieser Maßnahmen verfolgt 

und ggf. nachsteuert, 

- für die nahtlose Versorgung der Patienten mit 

allen benötigten Arzneimitteln bzw. arzneimittel-

bezogenen Informationen an den Schnittstellen 

des klinischen Aufenthalts sorgt und zur rei-

bungslosen Überleitung der Patienten in die am-

bulante Versorgung beiträgt, 
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-  Patienten individuell und arzneimittelbezogen 

während ihres Krankenhausaufenthalts betreut, 

notwendigen Unterstützungsbedarf erkennt und 

Patienten und ihre Angehörigen zu Fragen der 

Arzneimitteltherapie berät und schult, 

-  Schwachstellen des gesamten Arzneimittelver-

sorgungsprozesses des Krankenhauses er-

kennt und alle beteiligten Berufsgruppen bei der 

Verordnung, Beschaffung, dem sachgerechten 

Umgang und der risikofreien Anwendung von 

Arzneimitteln berät, schult und unterstützt, 

- maßgeblich an der Erstellung und Implementie-

rung hausinterner Leitlinien und Standards zur 

Arzneimitteltherapie beteiligt ist, 

-  erfolgreich unterschiedliche Kommunikations-

techniken im Umgang mit Patienten, ihren An-

gehörigen sowie Ärzten und Pflegekräften auf 

Station anwendet, 

-  unterschiedliche Strategien zur Stärkung seiner 

Resilienz einsetzt, um mit belastenden Situatio-

nen umgehen zu können, 

-  Methoden der Selbstreflexion anwendet. 

 

Voraussetzung zum Erwerb der Bezeichnung 

 

Weiterbildungsabschluss als Fachapotheker für 

Klinische Pharmazie oder Nachweis der Anmeldung 

zur Weiterbildung „Klinische Pharmazie“. 

 

Weiterbildungszeit und Durchführung 

 

12-monatige Tätigkeit in einer zur Weiterbildung 

geeigneten Einrichtung (Krankenhäuser, Kranken-

hausapotheken, krankenhausversorgende öffentli-

che Apotheken) unter verantwortlicher Leitung eines 

von der Kammer ermächtigten Apothekers, ein-

schließlich des Besuchs von mindestens 100 Semi-

narstunden. 

Während der Weiterbildungszeit sind nachweislich 

150 Stunden klinisch-pharmazeutische Tätigkeiten 

auf Station sowie eine dreitätige Hospitation abzu-

leisten. Die Hospitation erfolgt in einem Kranken-

haus, in dem klinisch-pharmazeutische Dienstleis-

tungen und die Tätigkeiten von Apothekern auf Sta-

tion etabliert sind, und das nicht die Arbeitsstätte 

des Weiterzubildenden ist. Ferner sind zehn Patien-

tenfälle aus mindestens fünf verschiedenen medizi-

nischen Fachrichtungen zu bearbeiten. Die Doku-

mentation der Fallbearbeitungen ist in einer Projek-

tarbeit zusammenzustellen. 

 

 


